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Betreff: 
Entwurf eines Gesetzes über die Weihnachts­
zuwendung 1955 sowie über die Gewährung 
einer einmaligen Zahlung an die Beamten 
und Versorgungsempfänger des Bayerischen 
Staates ' 

Beilagen: 
1 Entwurf und 1 Begründung 

Auf Grund Beschlusses des Ministerrats vom 
15. November 1955 unterbreite ich anliegend unter 
Bezugnahme auf den Landtagsbeschluß vom 6. Okto­
ber 1955 (Beilage 868) den vorbezeichneten Gesetz­
entwurf der Staatsregierung mit der Bitte um wei­
tere verfassungsmäßige Behandlung. 

Der Entwurf ist gle~chzeitig dem Bayerischen 
Senat mit der Bitte um Kenntnisnahme und etwaige 
gutachtliche Äußerung zugeleitet worden. 

(gez.) Dr. Wilhelm Hoegner, 
Bayerischer Ministerpräsident 

* 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Weihnachtszuwendung 1955 

sowie über die Gewährung einer einmaligen Zahlung 
an die Beamten und Versorgungsempfänger 

des Bayerischen Staates 

§ 1 

Den Beamten, Beamtenanwärtern, Verwaltungs­
lehrlingen, Fachschülern und Versorgungsempfän­
gern des Bayerischen Staates werden für 1955 Weih­
nachtszuwendungen gewährt. Das Gesetz über die 
Gewährung von Weihnachtszuwendungen an die 
Beamten und Versorgungsempfänger des Bayeri­
schen Staates vom 6. Dezember 1952 (GVBL S. 307) 
gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß ein Bedien­
steter, dessen Ehegatte als Beamter, Angestellter 
oder Arbeiter im öffentlichen Dienst oder als Ver-
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sorgungsempfänger gleichfalls einen Anspruch auf 
Weihnachtszuwendung für ein kinderzuschlags­
berechtigendes Kind hat, die Weihnachtszuwendung 
für da"s Kind nur zu dem Teil erhält, der seinem 
Anteil am vollen Kinderzuschlag entspricht. 

§ 2 

(1) Die planmäßigen und nichtplanmäfügen Be­
amten sowie die Beamtenanwärter, Verwaltungs­
lehrlinge und Fachschüler des Bayerischen Staates, 
denen für den ganzen Monat Januar 1956 Bezüge 
zustehen, erhalten eine einmalige Zahlung. 

(2) Die einmalige Zahlung beträgt ein Drittel aus 
a) dem Grundgehalt (den Diäten oder der 

Vergütung), 

b) den Zulagen und dem besonderen Zuschlag 
nach § 1 des Gesetzes über die Gewäh­
rung von Zulag·en an die Beamten und 
Versorgungsempfänger des Bayerischen 
Staates vom 20. November 1951 (GVBL 
S. 223) und Art. 5 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Besol­
dungsrechts vom28. April 1953 (GVBl. S.45), 

c) den ruhegehaltfähigen Zulagen nach den 
Besoldungsordnungen, 

d) dem Unterhaltszuschuß oder der Vergü­
tung bei Beschäftigungsaufträgen, 

e) der Unterhaltsbeihilfe für Verwaltungs­
lehrlinge und Fachschüler. 

Der Berechnung sind die Bezüge zugrunde zu 
legen, die für den Monat Januar 1956 zustehen. 

(3) Zahlungsempfängern, die erst nach dem 
L Oktober 1955 in den bayerischen Staatsdienst über­
nommen worden sind, wird die einmalige Zahlung 
für jeden Tag zwischen dem 30. September 1955 und 
dem Tag der Übernahme um ein Einhundertachtzig­
stel gekürzt. Die Kürzung unterbleibt, wenn der 
Zahlungsempfänger bei einem anderen Dienstherrn 
in einem entsprechenden Dienstverhältnis gestanden 
ist oder als Wiedergutmachungsberechtigter oder im 
Vollzug des Gesetzes zu Art. 131 GG übernommen 
worden ist. 

(4) Bediensteten, die Bezüg.e erst von einem 
Tage nach dem 1. Januar 1956 an erhalten, steht die 
einmalige Zahlung nicht zu. 

§ 3 

(1) Die am 1. Januar 1956 vorhandenen Emp­
fänger von 

a) Versorgungsbezügen (Wartegeldern, Ruhe­
gehältern, Witwen- und Waisengeldern 
und Unterhaltsbeiträgen) einschließlich 
Emeritenbezügen, Versorgungsbeihilfen 
und Hinterbliebenenbeihilfen (Art. 11 
und 24 des Gesetzes über die Verhältnisse 
der Lehrer an wissenschaftlichen Hoch­
schulen vom 15. November 1948 in der 
Fassung des Gesetzes vom 27. Oktober 
1953 - GVBL S. 184) sowie Verschollenen· 
bezügen nach § 106 des Deutschen Beam­
tengesetzes, Art. 121 des Bayerischen Be­
amtengesetzes, 



b) Ubei·güilgsgehältem und Übergungsbezü­
rreu nach § 37 und § 52a in Verbindung 
~it § 63 des Gesetzes zu Art. 131 GG in 
der Fassung vom 1. September 1953 (BGBl. 
I S. 1287) und mit § 13 des Bayerischen 
Gesetzes zu Art. 131 GG in der Fassung 
vom 8. November 1954 (GVm. S. 294) 

erhalten eine einmalige Zahlung in Höhe von 28 vom 
Hundert ihrer Bezüge (ohne Kinderzuschläge), die für 
den Monat Januar 1956 vor Anwendung der Ruhens­
vorschriften der Art. 142, 144 und 145 des Bayeri­
schen Beamtengesetzes und des § 37 Abs. 3 des Ge­
setzes zu Art. 131 GG in Verbindung mit§ 13 Abs. 2 
des Bayerischen Gesetzes zu Art. 131 GG zustehen. 

(2) Bei Anwendung der Ruhensvorschriften sind. 
die Höchstgrenzen nach den Art. 142, J 44, 145 des 
Bayerischen Beamtengesetzes, das Übergangs~~halt 
(Übergangsvergütung, Übergangslohn) und die Uber­
gangsbeziige nach dem Gesetz zu Art. 131 GG für . 
den Monat Januar 1956 um 28 vom Hundert zu er­
höhen. Das Einkommen aus der Verwendung im 
öffentlichen Dienst oder die späteren Versorgungs­
bezüg·e sind einschließlich der einmaligen Zahlung 
nach § 2 oder nach vorstehendem Absatz 1 zu be­
rücksichtigen. Das gleiche gilt für entsprechende 
einmalige Zahlungen, die auf Grund einer Verwen­
dung im öffentlichen Dienst oder auf Grund eines 
Versorgungsverhältnisses von einem anderen Dienst­
h~rrn g.ezahlt werden. 

(3) Ist für de~ Monat Januar 1956 Sterbegeld auf 
Grund des Art. 109 des Bayerischen Beamtengesetzes 
zu zahlen, so ist die einmalige Zahlung aus dem Teil 
des Sterbegeldes zu berechnen, der auf den Monat 
Januar 1956 trifft. 

§ 4 

Die §§ 1 bis 3 gelten entspr·echend für staatliche 
Leistungen, die sich nach den Dienst- und Versor­
gn ngsbezi.i.gen der Beamten bemessen. 

§ !3 

Das Staatsministerium der Finanzen erläßt di.e 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Bestimmungen. 

§ 6 

Dieses Gesetz ist dringlich. Es tritt am L Dezem­
ber 1955 in K;raft. 

Begründung 

1. Den Beamten und Versorgungsempfängern des 
Bayerischen Staates sollen für 1955 wie in den Vorjahren 
Weihnachtszuwendungen gewährt werden (vgl. BesehluR 
des Bayer. Landtags vom 6. Oktober 1955, Beilage 868). 
Die Änderung in den Bestimmungen bezüglich der Weih­
nachtszuwendung für die kinderzuschlagsberechtigenden 
Kinder ist im Hinblick auf das Inkrafttreten des Art. 3 
Abs. 2 des Grundgesetzes (Gleichberechtigung von Mann 
und Frau) notwendig. 

2~ Den Beamten und Versorgungsempfängern wur­
den mit Rücksicht auf die gestiegenen Lebenshaltungs­
kosten in Vorgriff auf die bevorstehende Besoldungsneu­
regelung im Januar 1955 und im Juli 1955 einmalige Zah­
lungen bewilligt (vgl. Gesetze vom 26. März und 23. Juli 
1955, GVBl. S. 68, 158). Da die Besoldungsneuregelung 
;nicht vor dem 1. April 1956 zu erwarten ist, ist es not­
wendig, eine weitere einmalige Zahlung in der bisherigen 
Höhe zu bewilligen. Die Bundesregierung und die übri­
gen Länder werden die gleiche einmalige Zahlung ge­
währen. 

3. Das Gesetz wird Mehrausgaben in Höhe von etwa 
6 Mill. DM für die Weihnachtszuwendungen, 

17,5 Mill. DM für die einmalige Zahlung 

Sa. 23,5 Mill. DM 

zur Folge haben. Diese werden im Rahmen der durch 
den Nachtragshaushalt 1955 erhöhten veranschlagten Per­
sonalausgaben gedeckt werden können. 

\ 


